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IV. ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT* 
In der Berichtsperiode unterbreitete der Bundesrat dem Parlament einen einzi-
gen Rahmenkredit betreffend die internationale Entwicklungszusammenarbeit. 
in seiner Botschaft vom 19. Februar 1986 schlug er die Erôffnung eines Rah-
menkredits von 430 Mio Fr. fur die Weiterführung der Finanzierung von wirt-
schafts- und handelspolitischen Massnahmen vor. Dieser Kredit wurde dem 
Ständerat am 18. Juni 1986 vorgelegt und einstimmig von ihm angenommen. 
Der Nationalrat verabschiedete ihn am 23. September 1986 mit 112 gegen 3 
Stimmen. 
In den Kommissionen und im Parlament ging es in den Debatten uber die 
Entwicklungszusammenarbeit vor allem um die Kritik, der die Hilfe in den letzten 
Jahren ausgesetzt war. Die DEH hat eingehende Betrachtungen zu dieser 
Frage angestellt. Ferner hat sie zu Händen der Geschäftsprùfungskommission 
des Nationalrates und der anderen betroffenen Kommissionen eine Unterlage 
über die "Prinzipien der schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit" er-
stellt. Des weiteren haben die Ereignisse in Nicaragua, darunter der tragische 
Tod von zwei Schweizer Entwicklungshelfern, die Aufmerksamkeit der Kreise 
der Entwicklungszusammenarbeit und der Massenmedien auf sich gezogen. 
Schliesslich sei vermerkt, dass 1986 ein zweifaches Jubiläumsjahr ist. Zum 
einen blickt die Entwicklungszusammenarbeit der Schweiz auf die ersten 25 
Jahre ihres Bestehens zurück. 1961 wurde vom Parlament der erste Rahmen-
kredit für internationale Entwicklungszusammenarbeit verabschiedet, und im 
Eidgenôssischen Departement für auswärtige Angelegenheiten wurde eine 
Abteilung fur technische Zusammenarbeit errichtet. Zum anderen wurde das 
Bundesgesetz ùber die internationale Entwicklungszusammenarbeit und huma-
nitäre Hilfe 1986 zehn Jahre alt. Zu diesem Anlass wird Anfang 1987 ein Bericht 
ùber die Entwicklungszusammenarbeit der Schweiz veröffentlicht werden. 
1. DIE AUFWENDUNGEN FUR DIE ÖFFENTLICHE 
ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT 1985 
1985 hat die Schweiz (Bund, Kantone und Gemeinden) 681,2 Mio Fr. für die 
ôffentliche Entwicklungszusammenarbeit aufgebracht, was 0,28% des BSP 
(1984:27%) entspricht. Dieser Gesamtbetrag setzt sich wie folgt zusammen: 
(*)lm Abschnitt III des Statistischen Teils des Jahrbuchs (gelbe Seiten) findet der Leser 
einige Tabellen betreffend die öffentliche Entwicklungshilfe der Schweiz, mit analy-
tischen Kommentaren in der Einleitung. 
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Die öffentliche Entwicklungszusammenarbeit der Schweiz 1985 
(Mio Fr.) (%) 
Bund 666,9 37,9 
Kantone und Gemeinden 14,3 2,1 
681,2 100,0 
Gemäss Bundesbeschluss vom 19. Dezember 1985 beläuft sich das Budget 
fur die öffentliche Entwicklungszusammenarbeit der Schweiz für 1986 auf 
743,1 Mio Fr. bzw. 0,29% des vorgesehenen BSP. 
Die öffentliche Entwicklungshilfe des Bundes wird von mehreren Departe-
menten verwaltet. 1985 belief sich der Anteil des eidg. Departements für aus-
wärtige Angelegenheiten und der DEH auf 85,2% der Ausgaben, worin die 
technische Zusammenarbeit, die Finanzhilfe und die humanitäre Hilfe zusam-
mengefasst sind. Der Anteil des eidg. Volkswirtschaftsdepartements und des 
Bundesamtes fur Aussenwirtschaft (wirtschafts- und handelspolitische Mass-
nahmen) betrug 1 1 % , der Anteil des eidg. Departements des Inneren bzw. des 
Bundesamtes fur Kulturpflege (Stipendien) 0,5%. Die Aufwendungen fur die 
Verwaltung der Hilfe machten 2,4% der Gesamtausgaben aus. 
Die verschiedenen Massnahmen der Entwicklungszusammenarbeit des Bun-
des werden durch folgende Rahmenkredite finanziert: 
— den am 1. November 1985 fur eine Mindestlaufzeit von drei Jahren in Kraft 
getretenen Rahmenkredit vom 19. Mârz 1984 in Höhe von 1,8 Mia Fr., betref-
fend die Weiterführung der technischen Zusammenarbeit und der Finanz-
hilfe; 
— den am 1. Juli 1985 fur eine Mindestlaufzeit von drei Jahren in Kraft getre-
tenen Rahmenkredit vom 21 . November 1984 in Höhe von 440 Mio Fr., 
betreffend die Weiterführung der internationalen humanitâren Hilfe; 
— den am 1. Juli 1982 in Kraft getretenen Rahmenkredit vom 14. Dezember 
1981 in Höhe von 350 Mio Fr. zur Finanzierung von wirtschafts- und handels-
politischen Massnahmen, sowie den Zusatzkredit von 100 Mio Fr. für Mass-
nahmen zur Stârkung der schweizerischen Wirtschaft. Am 3 1 . Dezember 
1985 waren 70% der Finanzmittel des Rahmenkredits von 350 Mio Fr. ver-
pflichtet und die zusâtzlichen 100 Mio Fr. gänzlich verpflichtet worden. Der 
neue Rahmenkredit vom 19. Februar 1986 in Höhe von 430 Mio Fr. zur 
Weiterfùhrung der Finanzierung von wirtschafts- und handelspolitischen 
Massnahmen tritt in Kraft, wenn der vorhergehende Kredit ganz aufge-
braucht ist; er tritt jedoch frùhestens am 12. Januar 1987 für eine Mindest-
laufzeit von drei Jahren in Kraft. 
— den am 14. April 1985 in Kraft getretenen Zusatzkredit vom 12. September 
1984 in Hôhe von 120 Mio Fr. betreffend die Beteiligung der Schweiz an der 
Kapitalerhôhung der Interamerikanischen, der Afrikanischen und der Asia-
tischen Entwicklungsbank, sowie den Beitritt der Schweiz zur Interamerika-
nischen Investitionsgesellschaft. Dieser Kredit hat eine Mindestlaufzeit von 
eineinhalb Jahren. 
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TABELLE Nr. 14 
Aufteilung der Entwicklungshilfemassnahmen, 
1984-1985 
1 9 8 5 1 9 8 4 
MIO Fr. In % In % 
Technische Zusammenarbeit: 3 3 3 , 5 4 9 4 5 
Finanzhilfe: 9 6 , 3 1 4 1 8 
Wirtschafts- und handels-
politische Massnahmen: 7 3 , 2 1 1 1 0 
Nahrungsmittelnilfe: 7 7 , 5 1 1 1 0 
Humanhâre Hilfe: 7 8 , 1 1 1 1 3 
Sonstige Hittsmassnahmen 2 7 4 4 
Dartehensrùckzahlungen: - 4,4 
6 8 1 , 2 Ï Ô O Ï Ô Ô ~ 
Quelle: DDA, Recueil de statistiques, octobre 1985. 
Was den Anteil der bilateralen und der multilateralen Hilfe an der gesamten 
ôffentlichen Entwicklungszusammenarbeit betrifft, so betrug er 1985 78,2% 
bzw. 21,8% und entsprach somit ungefähr dem Prozentsatz von 1984. Der 
Anteil der Geschenke an der gesamten ôffentlichen Entwicklungshilfe stieg von 
94% im Jahre 1984 auf 95% 1985 an. Die am wenigsten entwickelten Lânder 
(1) erhielten 1985 33% der bilateralen Hilfe der Schweiz, was einem leichten 
Rùckgang gegenüber 1984 (34%) entspricht. Die Hauptempfänger unter die-
sen Lândern sind, der Reihe nach: Nepal, Ruanda, Tansania und Mali. Berück-
sichtigt man die Gruppe der am wenigsten entwickelten Lânder zusammen mit 
den ùbrigen Ländern mit niedrigem Einkommen (BSP pro Kopf unter 700 
Dollar), so belief sich ihr Anteil 1985 auf 65%, gegenùber 70% 1984. Dieser 
Rùckgang wurde grösstenteils durch die Erhôhung des Anteils der Länder mit 
mittlerem Einkommen (BSP pro Kopf ùber 700 Dollar) ausgeglichen, der von 
12%im Jahre 1984 auf 15% 1985 angehoben wurde. 
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2. WESENTLICHE PUNKTE DER PARLAMENTSDEBATTEN 
ÙBER DIE ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT 
1985-86 waren die Debatten über die Entwicklungszusammenarbeit in den 
Kommissionen und im Parlament weniger zahlreich als in der vorhergehenden 
Periode. Während 1984-85 dem Parlament vom Bundesrat drei Botschatten 
unterbreitet wurden, wurden den eidg. Râten in der Berichtszeit nur ein ein-
ziger Rahmenkredit vorgelegt, und zwar der Kredit tür die Weiterfùhrung der 
Finanzierung von wirtschafts- und handelspolitischen Massnahmen. Jedoch 
fehlte es nicht an Gelegenheiten, die Entwicklungszusammenarbeit der Kritik 
zu unterziehen. In diesem Zusammenhang sind die Ereignisse in Nicaragua zu 
erwähnen, die zu Fragen ùber den Inhalt und die Form des schweizerischen 
Entwicklungshilfeprogramms in diesem Lande und allgemein in Ländern mit 
Konflikten oder bewaffneten Aufstânden Anlass gaben. (Siehe Kapitel II, Punkt 
3: "Entwicklungszusammenarbeit mit Nicaragua".) Über diese Fragen gab es im 
Parlament wie auch in den Medien lebhafte Diskussionen. 
Zum anderen wurde die allgemeine Debatte über die Wirksamkeit und die 
Berechtigung der Hilfe fortgesetzt. Diesmal standen die verschiedenen Kri-
tiken, die in den letzten Jahren gegen die Entwicklungszusammenarbeit vor-
gebracht wurden, im Mittelpunkt der Diskussion. Die DEH legt alljâhrlich einen 
Überblick über aktuelle Aspekte ihrer Politik in den betreffenden parlamenta-
rischen Kommissionen vor. Auf Anfrage der Kommission für auswärtige Angele-
genheiten des Nationalrates wurde im Ùberblick 1985 die gegen die Entwick-
lungshilfe vorgebrachte Kritik und insbesondere das Buch von Brigitte Erler mit 
dem Titel "Tödliche Hilfe" behandelt. (2) Dieses im Frùhjahr 1985 erschienene 
Buch hat in Kreisen der Entwicklungszusammenarbeit wegen der harten Kritik 
Aufmerksamkeit erregt, die darin von der Verfasserin vorgebracht wird, die 
selbst eine langjährige Berufserfahrung der westdeutschen Entwicklungszu-
sammenarbeit besitzt. Die frühere Mitarbeiterin des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit der BRD vertritt darin den Standpunkt, dass die 
Entwicklungszusammenarbeit für die Menschen, denen sie prioritâr helfen will, 
das heisst für die Armen, schâdlich ist. Die DEH hat in ihrem Ùberblick 1985 zu 
dieser Kritik Stellung genommen. 
Im Mai 1986 hielt die Kommission für auswârtige Angelegenheiten des Stân-
derates eine Sitzung ab, die der Entwicklungshilfepolitik und der gegen sie vor-
gebrachten Kritik gewidmet war. Die dort behandelten Fragen betrafen unter 
anderem: die beschrânkte Absorptionskapazitât einiger armer Lânder, die Krite-
rien bei der Auswahl von Entwicklungsprojekten, den Vergleich zwischen bila-
teraler und multilateraler Hilfe, sowie die Notwendigkeit einer stärkeren Koor-
dination unter den Geberlândern. Was die Tâtigkeit der Entwicklungszusam-
menarbeit der Schweiz betrifft, so sollte sie, eventuell auf Antrag des Parla-
ments, Evaluationen von aussen unterzogen werden. Ferner wurde die Not-
wendigkeit betont, sich der Bürokratisierung der Hilfe zu widersetzen und zu 
gewâhrleisten, dass die für die Entwicklungshilfepolitik und ihre Durchfùhrung 
Verantwortlichen weiterhin gewillt sind, aus den Erfahrungen der Vergangen-
heit zu lernen. 
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Der neue Rahmenkredit zur Weiterfùhrung der Finanzierung von wirtschafts-
und handelspolitischen Massnahmen gab zu weiteren Diskussionen Anlass, 
wobei es insbesondere um die Zweckmässigkeit der Mischkredite ging. Der 
Kredit wurde dem Stânderat am 18. Juni 1986 unterbreitet und wurde von ihm 
einstimmig verabschiedet. Am 23. September 1986 wurde er vom Nationalrat 
mit 112 gegen 3 Stimmen angenommen. Der Nationalrat nahm ferner folgen-
den Vorschlag der Kommission für auswärtige Angelegenheiten an: Der Vor-
schlag beantragte, dem Bundesbeschluss ùber den neuen Rahmenkredit 
einen neuen Absatz hinzuzufùgen, der besagt, dass die Schweiz sich im Rah-
men von Beitrâgen an internationale Organisationen für spezifische Projekte 
oder Programme (assoziierte Hilfe und Kofinanzierung) an der Wahl, der Vorbe-
reitung und der Evaluation dieser Projekte und Programme beteiligen solle. 
Dieser Vorschlag wurde ursprùnglich von den Hilfswerken vorgetragen. Der 
Bundesrat hat sich ihm angeschlossen. Was die Mischkredite betrifft, so wurden 
sie einer scharfen Kritik unterzogen. 
Nach Ansicht von Frau Gurtner (POCH, BE) laufen diese Kredite den Grund-
sâtzen der schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit zuwider, da es sich 
dabei um ein Instrument zur Exportfôrderung und nicht um eine Entwicklungs-
hilfemassnahme handle. Daher schlug sie vor, den Anteil der Mischkredite, d.h. 
240 Mio Fr., zu streichen. Als Ersatzlösung beantragte sie, diese Mittel zur Ent-
schâdigung der armen Rohstoffausfuhrlânder für Verluste aufgrund von Preis-
senkungen bei Rohstoffen einzusetzen, um hierdurch Strukturverbesserun-
gen in diesen Lândern zu fôrdern. Ihre Vorschlâge wurden abgelehnt. Die 
Sozialisten stellten ihrerseits weder die Mischkredite als solche in Frage, noch 
die Idee, dass diese Kredite auch die Schweizer Industrie fôrdern kônnen. Sie 
kritisierten jedoch die Tatsache, dass diese Kredite hâufig zur Finanzierung von 
Grossprojekten, vor allem im Energiesektor, verwendet werden, die nicht den 
tatsâchlichen Bedùrfnissen der armen Lânder entsprechen. In diesem Zusam-
menhang erwâhnen wir die Interpellation Renschler (SP, ZH) vom 4. Dezember 
1985 im Nationalrat betreffend das am 30. September 1985 zwischen der 
Schweiz und Indonesien unterzeichnete Mischkreditabkommen zur Finanzie-
rung von zwei Dampfturbinen in Belawan (Nordsumatra). Das Abkommen wurde 
vom Bundesrat am 15. Januar 1986 unterzeichnet. Die schriftliche Antwort des 
Bundesrates vom 3. Mârz 1986, in der der Beschluss gerechtfertigt und das 
Verfahren erläutert wird, hat den Interpellanten nicht zufriedengestellt. Dieses 
Projekt wurde nicht, wie ùblich, einem internationalen Ausschreibungsverfah-
ren unterzogen. Ferner gaben die möglichen ôkologischen Folgen der Errich-
tung des Wärmekraftwerks in Indonésien und auch in der Schweiz zu Befùrch-
tungen Anlass. Die zu dieser Frage konsultierte DEH hat sich ihrerseits aus ent-
wicklungspolitischen und ôkologischen Grùnden gegen die Zweckmâssigkeit 
des Projekts ausgesprochen. 
Schliesslich wurde am 17. Mârz 1986 von Cottet (SVP, FR) im Nationalrat ein 
Postulat ùber direkte Nahrungsmittelhilfe eingebracht. Er ersucht den Bundes-
rat insbesondere, die schweizerische Nahrungsmittelhilfe durch eine Umschrei-
bung der Fälle, in denen sie notwendig ist, zu begründen, ihren durchschnitt-
lichen Umfang einzuschâtzen, ein System der regelmässigen Beteiligung der 
Schweiz an der direkten Nahrungsmittelhilfe zu prùfen und die eventuelle 
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Schaffung von Lagern nicht-verderblicher schweizerischer Nahrungsmittel fur 
Einzelaktionen vorzusehen. Es sei hier vermerkt, dass die Nahrungsmittelhilfe 
1984-85 zu mehreren Postulaten im Nationalrat Anlass gegeben hat (siehe 
Jahrbuch 1985, S. 88). 
Beratende Kommission fur die internationale Zusammenarbeit 
Die 1976 errichtete Kommission fur internationale Zusammenarbeit hat vor allem 
die Aufgabe, den Bundesrat und seine Verwaltung im Bereich der Entwick-
lungszusammenarbeit und der humanitâren Hilfe zu beraten. Sie wird von Frau 
Elisabeth Blunschy geleitet und setzt sich aus 19 Mitgliedern zusammen, die 
Vertreter der wichtigsten politischen Parteien, der privaten Hilfswerke, der Indu-
strie, Banken und Gewerkschaften sind. Die Hochschulen und die Medien sind 
ebenfalls vertreten. Die Kommission tagt viermal im Jahr. 
Die Tagung im August 1985 war einem Uberblick über die Politik des Bundes 
im Bereich der humanitären Hilfe gewidmet. Die Kommission befasste sich mit 
Fragen der Nahrungsmittelhilfe und ihrer Auswirkungen, insbesondere mit der 
Hilfe mit schweizerischen Nahrungsmitteln. Ferner erörterte sie die Frage der 
notwendigen Koordination zwischen den Aktivitâten der Entwicklungszusam-
menarbeit und den verschiedenen Aktionen humanitärer Hilfe. 
Auf der Tagesordnung der Kommission im November 1985 stand der neue 
Rahmenkredit von 430 Mio Fr. für die Weiterführung der Finanzierung von 
wirtschafts- und handelspolitischen Massnahmen. Das wichtige Thema der Be-
ziehungen zwischen Handel und Entwicklungspolitik stand im Mittelpunkt der 
Diskussionen. Die Tagung im Januar 1986 war der Problematik der interkultu-
rellen Beziehungen gewidmet. Es sei daran erinnert, dass dieses Thema, wie 
auch die Frage der Beziehungen zwischen Handel und Entwicklung im Bericht 
Basler vom 14. Juni 1984 angesprochen wurde. (3) 
Auf der letzten Tagung der Kommission in der Berichtsperiode, die im April 
1986 stattfand, befasste sich diese mit der in den letzten Jahren gegen die 
Entwicklungszusammenarbeit vorgebrachten Kritik und insbesondere mit dem 
bereits erwähnten Buch, von Brigitte Erler. Die Verfasserin vertritt darin den 
Standpunkt, dass man die Entwicklungszusammenarbeit, so wie sie heute 
praktiziert wird, einstellen musse, da sie den Lândern der Dritten Welt schade, 
vor allem den ârmsten Bevôlkerungsschichten, denen sie helfen wolle. Die 
meisten Projekte, die sie als Beipiele anfùhrt, beziehen sich auf Bangladesh. 
Die Kommission war der Ansicht, dass die Autorin es nicht verstanden hat, den 
Aussagewert ihrer Erfahrungen zu relativieren, und dass die Schlussfolge-
rungen, die sie daraus allgemein ableitet, folglich ùbertrieben sind. Jedoch 
sollte ihre Kritik nicht totgeschwiegen werden Sie zeige vor allem die grossen 
Schwierigkeiten, die mit der Analyse der Gesellschaftsstruktur und der lokalen 
Machtverhâltnisse verbunden sind. Die Kenntnis dieser Machtverhâltnisse ist 
oft unzureichend; sie ist jedoch notwendig, damit die Entwicklungsprojekte ihre 
Ziele auch wirklich erreichen und nicht letztendlich den lokalen Eliten zugute-
kommen. 
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3. WIRTSCHAFTS- UND HANDELSPOLITISCHE MASSNAHMEN 
Fur die wirtschafts- und handelspolitischen Massnahmen als Bestandteil der 
schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit besteht seit 1979 ein eigener 
Rahmenkredit. Dieser Sektor umfasst fûnf verschiedene Massnahmenbe-
reiche: Zahlungsbilanzhilfen, Mischkredite, Massnahmen betreffend Rohstoffe, 
Handelsförderung zugunsten der Entwicklungslânder, sowie Massnahmen zur 
Fôrderung des Einsatzes privatwirtschaftlicher Mittel fur die Industrialisierung. 
Die Aufwendungen fur wirtschafts- und handelspolitische Massnahmen 
beliefen sich 1985 auf 73,2 Mio Fr., was 1 1 % der gesamten öffentlichen Ent-
wicklungshilfe der Schweiz entspricht. Die Aufgliederung der Ausgaben nach 
Massnahmenbereichen ist wie folgt: 
1385 
Mio Fr. % 
Zahlungsbilanzhilfe 38,3 51 
Mischkredite 29,0 40 
Rohstoffe 2,6 4 
Handelsförderung 2,6 4 
Investitionsfôrderung zur 
Industrialisierung 0,7 
Insgesamt 73,2 100 
Gemäss Bundesbeschluss vom 19. Dezember 1985 belâuft sich der im 
Budget 1986 fur die wirtschafts- und handelspolitischen Massnahmen vorgese-
hene Betrag auf 100,9 Mio Fr. bzw. auf 13,6% der geplanten ôffentlichen Ent-
wicklungszusammenarbeit. Es sei vermerkt, dass Änderungen beim Auszah-
lungsverfahren den Betrag der Aufwendungen von einem Jahr zum anderen 
beeinflussen kônnen. 
Am 3 1 . Dezember 1985 waren die Mittel des Rahmenkredits von 350 Mio Fr. 
zu 70% verpflichtet. Dieser Kredit wird voraussichtlich Anfang 1987 aufge-
braucht sein. Nach dem Einkommensstand der Empfängerlânder aufgeteilt, 
ergeben sich die Aufwendungen des Rahmenkredits insgesamt wie folgt: 55% 
zugunsten von Lândern, deren Pro-Kopf-Einkommen 400 Dollar nicht ùber-
steigt, 2 1 % fur Länder mit einem Einkommen zwischen 400 und 800 Dollar und 
rund 24% fur Länder mit einem Pro-Kopf-Einkommen bis zu 1400 Dollar (auf der 
Grundlage der Daten von 1984). 
1985 sind drei neue Mischkreditabkommen in Kraft getreten, und zwar mit 
Kamerun (2. Abkommen), mit China (1 . Abkommen) und mit Thailand (2. 
Abkommen). Drei weitere Abkommen waren abgeschlossen, aber Ende 1985 
noch nicht ratifiziert worden. Es handelt sich um Abkommen mit Indonesien, 
Jordanien und Kolumbien. Das Abkommen mit Indonesien wurde vom Bundes-
rat am 15. Januar 1986 ratifiziert. Das Abkommen mit Kolumbien trat am 13. Mai 
1986 in Kraft. Bei einem Gesamtbetrag von 435,5 Mio Fr. fur die sechs obigen 
Abkommen belief sich der Anteil des Bundes auf 162,5 Mio Fr. Der Anteil des 
Bundes gegenüber dem der Banken lag bei Indonesien, Jordanien, Kolumbien 
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und Thailand im Verhâltnis 1:2 und im Fall Chinas bei 1:1. 1986 fanden Ver-
handlungen fur den Abschluss neuer Mischkreditabkommen mit der Elfen-
beinkùste, Pakistan, Peru und Tunesien statt. Das Abkommen mit Tunesien (2. 
Abkommen) trat am 17. September 1986 in Kraft. 
Im Bereich der Zahlungsbilanzhilfe traten 1985 drei Abkommen mit Madagas-
kar (3. Abkommen), Ghana (2. Abkommen) und mit Sambia in Kraft. Im Fall 
Sambias handelt es sich um eine Kofinanzierung mit der Internationalen Ent-
wicklungsorganisation (IDA). 1986 wurden zwei Abkommen abgeschlossen, 
eines mit Guinea (Kofinanzierung mit der IDA), das andere mit dem Senegal 
(erste Aktion im Rahmen des schweizerischen Beitrags zur Sonderfazilitàt fur 
Afrika). Weitere Aktionen sind vorgesehen oder befinden sich im Verhandlungs-
stadium, insbesondere mit Ghana und Sambia. Es sei erwähnt, dass die 
Schweiz im September 1985 mit der IDA ein Abkommen über die Kofinan-
zierung von Programmen im Rahmen der Sonderfazilität fü r die afrikanischen 
Lânder sùdlich der Sahara in Hôhe von 80,4 Mio Fr. abgeschlossen hat. Die 
Fazilitât wird von der IDA verwaltet. 
Die Zahlungsbilanzhilfen haben in den letzten Jahren einen betrâchtlichen 
Zuwachs verzeichnet. Der Bundesrat erläutert dies mit folgenden Worten: "Mit 
der Erhôhung der Zahlungsbilanzhilfe gegenùber dem ursprùnglichen Schât-
zungswert konnten wir uns den sich verândernden Bedürfnissen zur Bewâlti-
gung der Krise Afrikas flexibel anspassen." (4) Die Krise, die insbesondere die 
Lânder sùdlich der Sahara betrifft, "hat ein grosses Bedürtnis nach rasch ein-
setz- und auszahlbarer Hilfe zu gùnstigen Bedingungen zur Erhaltung und Aus-
nùtzung bestehender Produktionskapazitâten geschaffen. Die Befriedigung 
dieses Bedürfnisses fällt in erster Unie der Zahlungsbilanzhilfe sowie der 
Inkraftsetzung allfälliger Mechanismen der Exporterlôsausgleichsfinanzierung 
im Rohstoffbereich zu. Aufgrund der bestehenden ungenùtzten Kapazitâten 
hat dièse Form der Hilfe eine hohe wirtschaftliche und entwicklungspolitische 
Prioritât." (5) 
Was die Massnahmen zur Rohstoff- und Handelsfôrderung betrifft, so hat die 
Schweiz ihre Zusammenarbeit mit dem Internationalen Handelszentrum 
(UNCTAD/GATT) verstärkt. Im Rohstoffsektor handelt es sich um verschiedene 
Aktionen mit dem Ziel, die Entwicklungsländer beim Vertrieb ihrer Rohstoffe zu 
unterstùtzen. Als BeispieL sei die Finanzierung der Vorbereitung von Projekten 
für die Vermarktung ausgewählter Rohstoffe erwahnt. 
Unter den Massnahmen zur Handelsfôrderung ist die Finanzierung der Tâtig-
keit der Schweizerischen Zentrale fü r Handelsfôrderung zugunsten der Ent-
wicklungslânder das bedeutendste Vorhaben. Dieses Projekt unterstùtzt Lân-
der, die ihre Ausfuhren in die Schweiz entwickeln wollen, im Bereich der Kon-
takte, Beratung und der Information. Das Projekt wurde 1984 für vier Jahre 
verlängert. Ferner wurde die Finanzierung eines Projekts vorgesehen, das 
darauf abzielt, bestimmte erfolgversprechende Produkte aus ausgewählten 
Entwicklungslândern besser auf dem Schweizer Markt einzufùhren. 
Was die Fôrderung des Einsatzes privatwirtschaflicher Mittel für die Industria-
lisierung betrifft, so geht es vor allem darum, die Investitionen und den Techno-
logietransfer von schweizerischen Klein- und Mittelbetrieben in die Drittwelt-
länder zu entwickeln. Dies sind beispielsweise die Ziele des UNIDO-Büros in 
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Zurich, das zu diesem Zweck vom BAWI finanziert wird. (Siehe auch den Artikel 
von H. Stetter und J.P. Wolf im Teil "Analysen und Stellungnahmen".) Dieses 
Projekt wurde 1985 um fünt Jahre verlängert. Es wurde durch die Bereitstellung 
eines Experten des Internationalen Handelszentrums erweitert, welcher beauf-
tragt ist, die Môglichkeiten der Ausfuhr der dem UNIDO-Bùro unterbreiteten 
Projekte zu prùfen. 
Die neue Botschaft betreffend die Weiterfùhrung der Finanzierung 
von wirtschafts- und handelspolitischen Massnahmen 
In seiner Botschaft vom 19. Februar 1986 legt der Bundesrat unter anderem die 
Grundsâtze dar, denen die Verwendung des neuen Rahmenkredits zu folgen 
hat, ferner die Ànderungen der geplanten Politik sowie die anzuwendenden 
Methoden. Der Bundesrat betont, dass die schweizerische Entwicklungshilfe 
ein zusammenhângendes Ganzes bildet. Nach seiner Konzeption ergânzen 
sich die verschiedenen Hilfsmassnahmen gegenseitig. Die Entwicklungszu-
sammenarbeit der Schweiz hat politische, humanitàre und wirtschaftliche 
Motive. Diese gelten auch für die wirtschafts- und handelspolitischen Massnah-
men; jedoch gibt der Bundesrat zu, dass die wirtschaftlichen Motive in diesem 
Bereich mehr Gewicht als bei den anderen Formen der Entwicklungszusam-
menarbeit haben. 
Die Botschaft kùndigt eine Politik der Kontinuitât und der Konsolidierung der 
meisten durch die vorausgehenden Rahmenkredite finanzierten Aktionen an. 
In Bezug auf die Politik zur Durchfùhrung der verschiedenen Massnahmen ist 
keine grundlegende Verânderung vorgesehen. Um die Qualitât und die Wïrk-
samkeit der unternommenen Vorhaben zu erhôhen, werden sich die Bemù-
hungen auf die Verbesserung der Verfahren der einzelnen Phasen des Pro-
jektablaufs konzentrieren. Die Kriterien für die Wahl der Empfängerlânder in den 
verschiedenen Bereichen bleiben die gleichen wie in der Vergangenheit. Sie 
wurden in der Botschaft vom 14. Dezember 1981 ùber die Weiterfùhrung der 
Finanzierung von wirtschafts- und handelspolitischen Massnahmen (siehe Jahr-
buch 1983) dargelegt. Derzeit ist die Einkommensgrenze pro Einwohner bei 
den Empfângerlândern auf 1430 Dollar (aufgrund der Daten von 1983) fest-
gesetzt. Somit kann man die weniger fortgeschrittenen Lânder mit einschlies-
sen, die der Gruppe der Entwicklungslânder mit miftlerem Einkommen (gemâss 
Weltbankstatistik) angehôren. Doch wird aus der neuen Botschaft ersichtlich, 
dass dieser Betrag keine absolute Grenze darstellt. "In den Fâllen, in denen der 
genannte Richtwert ùberschritten wird, werden wir der Berùcksichtigung be-
nachteiligter Regionen und Bevölkerungsschichten besondere Aufmerksam-
keit schenken", erklârt der Bunde srat in diesem Zusammenhang. (6) 
Der neue Rahmenkredit ist der dritte dieser Art. Sein Betrag von 430 Mio Fr. 
liegt um 80 Mio Fr. hôher als der vorherige Rahmenkredit, wenn man den Zu-
satzkredit von 100 Mio Fr. für Massnahmen zur Stârkung der schweizerischen 
Wirtschaft ausschliesst. Diese Mittelerhôhung ist für die Zahlungsbilanzhilfe, 
sowie im Rohstoffsektor für Mechanismen zur Ausgleichsfinanzierung der 
Exporterlôsdefizite bestimmt. (Diese Mechanismen werden zur Zeit noch ge-


























































































































































































































































































































































prüfl.) Es handelt sich um eine vermehrte Unterstützung der Krisenlânder, ins-
besondere im afrikanischen Raum sùdlich der Sahara, mit dem Ziel, die beste-
henden Produktionskapazitâten im Rahmen einer nationalen Politik der finan-
zieilen Sanierung und Strukturanpassung aufrechtzuerhalten und besser zu 
nutzen. In den ùbrigen Bereichen, in denen wirtschafts- und handelspolitische 
Massnahmen durchgefùhrt werden, ist das qualitative Ziel eine Konsolidierung 
der Leistungen auf dem jetzigen Stand. 
Der im neuen Rahmenkredit für die Zahlungsbilanzhilfe vorgesehene Betrag 
ist somit das 1,7fache des Betrages des vorhergehenden Kredits. Bei den 
Massnahmen der Absatzfôrderung im Rohstoffbereich wurde der Betrag um 
das 2,5fache angehoben. 
Ende 1986 hat die Schweiz 18 Ländern und einer regionalen Entwicklungs-
bank (Westafrikanische Entwicklungsbank) Mischkredite eingerâumt. Die Bot-
schaft kùndigt für die Zukunft eine Politik der Konzentration auf eine kleinere 
Anzahl von Lândern an, fur die diese Kredite besonders geeignet erscheinen. 
Aufgrund des neuen Rahmenkredits kônnen in den nâchsten Jahren acht bis 
zehn Mischkredite finanziert werden. Sie werden vor allem jenen Ländern 
zugute kommen, die bereits Mischkredite erhalten haben. Im Bereich der Zah-
lungsbilanzhilfe werden die zu diesem Zweck vorgesehenen erhôhten Mittel 
die Durchfùhrung von etwa vier Aktionen im Jahr ermöglichen. Die Bedin-
gungen für die Gewährung dieser Form der Hilfe betreffen, wie in der Vergan-
genheit, die Art der Krise im Empfängerland, die Politik der Wirtschaftsreformen 
und Strukturanpassungen, die in diesem Land durchgefùhrt wird, ferner die 
Integration der Zahlungsbilanzhilfe in eine Stùtzungsaktion auf internationaler 
Ebene. Auf dem Rohstoffsektor ist vorgesehen, die Kofinanzierung fur Pro-
jekte betreffend die Produktion, Verarbeitung und Vermarktung von Rohstof-
fen zu steigern, wobei die meisten Projekte in Zusammenarbeit mit dem Interna-
tionalen Handelszentrum, der UNCTAD oder anderen internationalen Organisa-
tionen durchgefùhrt werden. Ferner prùft die Schweiz die Môglichkeit, den 
ârmsten Entwicklungslândern einen Ausgleich für die sich aus dem Rohstoff-
preisverfall ergebenden Devisenverluste anzubieten. 
4. BILATERALE ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT 
4.1. Technische Zusammenarbeit und Finanzhilfe 
Die Aufwendungen der DEH für die bilaterale technische Zusammenarbeit und 
Finanzhilfe betrugen 1985 327,7 Mio Fr. und machten somit 61,5% der gesam-
ten bilateralen ôffentlichen Entwicklungshilfe der Eidgenossenschaft aus. Was 
die Aufteilung dieser Mittel nach Sektoren betrifft, so stieg der Anteil der land-
wirtschaftlichen Entwicklung (Land- und Forstwirtschaft) weiterhin an und 
erreichte 1985 ùber 33% der aufgegliederten Ausgaben (1984: 31%). Diesem 
Sektor, der den hôchsten Anteil aufweist, folgt das Erziehungswesen, mit 1 1 % 
der Aufwendungen, ferner Transport und Kommunikation (10%), die Bereiche 
Industrie und Handwerk; Banken, Tourismus und Genossenschaften; Gesund-
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heitswesen und Sozialdienste (mit jeweils 9%). Die sich auf mehrere Sektoren 
erstreckenden Projekte erhielten 10% der Mittel zugeschrieben. 
Die bilaterale technische Zusammenarbeit und Finanzhilfe der DEH umfasst 
ùber 550 Projekte in 44 Lândern. 1985 leiteten die operationellen Abteilungen 
der DEH 215 laufende Vorhaben, die 37% der Aufwendungen für die ins-
gesamt 553 von ihr unterstùtzten Projekte entsprachen. Hiervon wurden 103 
Projekte von schweizerischen Institutionen und Unternehmen in Regie ausge-
führt, wovon 69 auf die privaten Hilfswerke entfielen. Hierzu kommen die Bei-
trâge für spezifische Aktionen an schweizerische Institutionen (119 Projekte) 
und an internationale Organisationen (116 Projekte). Somit greift die DEH bei 
der Vorbereitung, Durchfùhrung und Evaluation der Projekte hâufig auf externe 
Trâgerzurùck. 
Was die geographische Aufgliederung der Ausgaben betrifft, so entfiel der 
Hauptanteil wiederum auf Afrika, mit 43% des Gesamtbetrages, was gegenùber 
1984 (39,8%) eine Steigerung bedeutet. Der Anteil Asiens und Lateinamerikas 
betrug 28% bzw. 18%. Ferner sei erwähnt, dass 17 sogenannte "Schwerpunkt-
lânder" und das Sahelgebiet allein 55% der gesamten Mittel der bilateralen 
technischen Zusammenarbeit und Finanzhilfe erhalten haben. (7) 35% der Hilfe 
gingen an die weniger entwickelten Lânder und 30% an die übrigen einkom-
mensschwachen Länder. 
Zusammenarbeit mit den schweizerischen Hiifswerken 
Wegen der Erfahrung der Hilfswerke auf gewissen Sektoren und in bestimmten 
Lândern ist die Zusammenarbeit mit ihnen für die DEH von grosser Bedeutung. 
Auch sind nach Meinung des Bundesrates die Hilfswerke besser ausgerùstet, 
um kleine Projekte z.B. auf Dorfgemeinschaftsebene zu unterstùtzen. (8) Die 
Zusammenarbeit der DEH mit den Hiifswerken kann zwei Formen annehmen: 
Sie erfolgt entweder durch Regievertrâge, aufgrund derer die DEH den 
Hiifswerken die Ausführung von Projekten überträgt, die sie selbst identifiziert 
und ausgearbeitet hat; oder durch Beitrâge des Bundes für Projekte der Hilfs-
werke, wobei diese Beiträge hôchstens zwei Drittel des gesamten Projekt-
budgets decken kônnen. Neben der Finanzierung bestimmter Projekte hat die 
DEH sechs Hiifswerken — Helvetas, Swissaid, Fastenopfer, Brot für Brùder, 
Caritas und HEKS —e ine Kreditlinie für eine Reihe Projekte mit ein- oder 
mehrjâhriger Laufzeit erôffnet. Der Fédération genevoise de coopération wurde 
ebenfalls eine solche Kreditlinie eingeräumt. 
1985 hat die DEH den Hiifswerken eine Summe von insgesamt 92,2 Mio Fr. 
ausgezahlt, was einer Erhôhung von 33% im Vergleich zum Vorjahr entspricht. 
(9) Unter den rund 40 Privatorganisationen, die von der DEH Mittel erhalten, 
entfallen ùber 55% des Gesamtbetrages auf die beiden Hilfswerke Intercoopera-
tion und Helvetas. 
Zusammenarbeit mit der schweizerischen Privatwirtschaft 
Zur Lôsung der Probleme, die sich aus den vielfâltigen Aktivitâten der Entwick-
lungszusammenarbeit ergeben, wendet sich die DEH an verschiedene Partner 
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ausserhalb ihrer Verwaltung. Neben den Hiifswerken, Universitâten, eidgenôs-
sischen Hochschulen und Instituten ist auch die Privatwirtschaft ein wichtiger 
Partner der DEH. Die Zusammenarbeit erfolgt in Form der Vergabe von Material-
auftrâgen an schweizerische Unternehmen oder der Erteilung von Auftrâgen an 
Ingenieurbüros oder Beratungsfirmen. Diese Auftrâge können sich auf gewisse 
technische Teilbereiche der Projekte beziehen (Sachverstândigengutachten, 
Evaluationen, Beratung usw.) oder fur die gesamte Projektdurchfùhrung (Pro-
jekte auf Regiebasis) vergeben werden. Ferner besteht zwischen der DEH, 
dem BAWI und den betreffenden beratenden Ingenieuren und Architekten 
eine Kontaktgruppe. 
1985 schloss die DEH im Rahmen der bilateralen Entwicklungszusammen-
arbeit 173 Verträge mit Experten fur Kurzzeitmissionen in Hôhe von insgesamt 
1,3 Mio Fr., ferner 27 Vertrâge mit Beratungsfirmen oder Ingenieurbüros für 
Studien, Evaluationen oder Missionen zum Betrag von insgesamt 3,2 Mio Fr. 
ab. Es handelt sich dabei um Vertrâge, die vor allem im Rahmen von Projekten 
technischer Zusammenarbeit und in geringerem Masse für Finanzhilfeprojekte 
abgeschlossen wurden. Die 1985 an schweizerische Unternehmen vergebe-
nen Materialauftrâge beliefen sich auf 2,3 Mio Fr. 
5. MULTILATERALE ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT 
5.1. Technische Zusammenarbeit und Finanzhilfe 
Die bilaterale Hilfe hat im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit der 
Schweiz Prioritât, jedoch hat auch die multilaterale Hilfe einen nicht unwesent-
lichen Anteil an der gesamten Entwicklungszusammenarbeit. In den 70er Jah-
ren lag dieser Anteil bei 30 bis 40%, nach 1982 fiel er unter 30% ab und 1984 
erreichte er mit 21,4% seinen niedrigsten Stand. 1985 betrug er 21,8%. Der 
seit einiger Zeit zu verzeichnende Rùckgang der multilateralen Hilfe ist haupt-
sâchlich auf die Zahlungsweise durch "Notes" zurùckzufùhren, die für einen 
Teil der multilateralen Beiträge verwendet werden (siehe Anmerkung 1 zu Ta-
belle 13). Diese Tendenz sollte sich in den nâchsten Jahren umkehren. Es ist 
jedoch zu vermerken, dass der Anteil der multilateralen Zusammenarbeit an der 
ôffentlichen Entwicklungshilfe der Schweiz in Wirklichkeit hôher als der hier auf-
gefùhrte Prozentsatz ist. Dies ist darauf zurùckzufùhren, dass die schweize-
rischen Beiträge zu multilateralen Projekten, die in Form von assoziierter Hilfe 
und Kofinanzierung geleistet werden, oder auch die Beteiligung der Schweiz 
an internationalen Forschungsinstitutionen, in den offiziellen Statistiken unter 
der bilateralen Hilfe aufgeführt werden. Bei entsprechender Berichtigung der 
Statistiken wùrde der Anteil der multilateralen Hilfe an der gesamten ôffentli-
chen Entwicklungszusammenarbeit der Schweiz fast 50% erreichen. 
Die multilaterale Entwicklungszusammenarbeit ermôglicht die Unterstützung 
von Lândern und die Fôrderung von Sektoren, die den Kriterien der ôffentli-
chen schweizerischen Entwicklungshilfe entsprechen, mit denen die DEH aber 
— vor allem aufgrund ihrer begrenzten Verwaltungskapazitât —ke ine bilate-
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ralen Programme durchfùhren kann. Zum anderen wird die multilaterale Hilfe als 
eine gemeinsame Aufgabe der Industrieländer angesehen. Durch die Ùber-
nahme eines Teils dieser Hilfe beabsichtigt die Schweiz, ihre Solidaritât mit den 
anderen Geberlândern unter Beweis zu stellen. 
Die multilaterale Entwicklungszusammenarbeit unterscheidet sich von der 
assoziierten Hilfe und der Kofinanzierung insofern, als sie in Form allgemeiner 
Beitrâge an die Fonds oder Programme multilateraler Institutionen erfolgt. Diese 
Beitrâge sind nicht an die Durchfùhrung bestimmter Projekte gebunden. 
1985 konzentrierten sich die schweizerischen Finanzbeitrege auf dieselben 
Institutionen wie in den Vorjahren (siehe Tabelle 3.4. im Statistischen Teil). Die 
Nettoauszahlungen im Rahmen der multilateralen technischen Zusammenarbeit 
und Finanzhilfe beliefen sich in diesem Jahr auf 91 Mio Fr. (gegenùber 66 Mio 
Fr., 1984). (9) Von diesem Gesamtbetrag entfielen rund 82% auf Organisatio-
nen und Fonds der Vereinten Nationen, der restliche Anteil auf die regionalen 
Entwicklungsbanken und deren Sonderfonds. 
Im Bereich der multilateralen technischen Zusammenarbeit ist das Entwick-
lungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) seit Jahren der wichtigste Part-
ner der Schweiz. Das UNDP ist innerhalb des UN-Systems das Zentralorgan fur 
die Programmierung, Finanzierung und Koordinierung der technischen Zusam-
menarbeit. Es erhâlt somit den Lôwenanteil der schweizerischen Beitrâge an 
die UN-Organisationen, wobei dieser Anteil sich 1985 auf 57,7% des Gesamt-
betrags belief. Die Schweiz ist seit der Gründung des UNDP im Jahre 1966 Mit-
glied des Verwaltungsrates. 1985 schloss dieser die Verhandlungen ùber die 
vierte Programmperiode (1987-1991) ab, an denen die Schweizer Delegation 
einen regen Anteil hatte. Es wurde insbesondere beschlossen, das jâhrliche 
Wachstum der UNDP-Mittel auf 8% zu erhôhen und die armen Lânder bei der 
Zuteilung der Mittel noch mehr als bisher zu begùnstigen. Es sei ferner ver-
merkt, dass die Schweiz weiterhin den Vorsitz einer informellen Gruppe der Mit-
gliedslânder des Entwicklungshilfeausschusses (DAC) der OECD führt, der sich 
mit dem UNDP und seiner Rolle im Rahmen des Systems der Vereinten 
Nationen befasst. 
Unter den UN-Organisationen, die von der Schweiz Unterstützung im Be-
reich der technischen Zusammenarbeit erhalten, nimmt das internationale Kin-
derhilfswerk UNICEF den zweiten Platz ein. Die Schweiz ist seit 1946 Mitglied 
des UNICEF-Verwaltungsrates. Der allgemeine Beitrag der Schweiz an den Kin-
derhilfsfonds wurde von 9 Mio Fr. im Jahre 1984 auf 12 Mio Fr. im Jahre 1985 
erhôht. Nach Ansicht des Bundesrates konzentriert sich der UNICEF heute 
mehr auf langfristige Projekte, mit dem Ziel, die Situation von Mutter und Kind in 
den Entwicklungslândern dauerhaft zu verbessern. 
Unter den bedeutenden Ereignissen der multilateralen Entwicklungszusam-
menarbeit in der Periode 1985-1986 sind folgende Veranstaltungen zu er-
wâhnen: Die UN-Frauenkonferenz, die im Juli 1985 in Nairobi abgehalten wurde 
(siehe Jahrbuch 1985); die Konferenz zur Prùfung des Neuen substantiellen 
Aktionsprogramms für die am wenigsten entwickelten Lânder nach Ablauf 
seiner halben Laufzeit, die im September und Oktober 1985 in Genf stattfand 
(siehe Kapitel I, Punkt 9.5.); die Generalkonferenz der UNESCO, die im Oktober 
und November 1985 in Sofia zusammentrat, sowie die ausserordentliche Ta-
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gung der Generalversammlung der Vereinten Nationen über die kritische Wirt-
schaftslage in Atrika, die im Mai 1986 in New York stattfand. Die DEH hat in den 
Schweizer Delegationen, die an diesen Konterenzen teilgenommen haben, 
aktiv mitgewirkt. 
5.2. Regionale Entwicklungsbanken 
Die Schweiz ist Mitglied der Interamerikanischen (IDB, Mitglied seit 1976), der 
Asiatischen (ADB, seit 1967) und der Afrikanischen (BAD, seit 1982) Entwick-
lungsbank. Eines der Hauptziele der regionalen Entwicklungsbanken ist die 
Verbesserung der Lebensbedingungen der ärmeren Bevôlkerungsschichten. 
Die IDB lâsst in diesem Sinne beispielsweise 50% ihrer Darlehen Projekten 
zugunsten der untersten Einkommensgruppenzugute kommen. 
Aile drei Regionalbanken führen auch Entwicklungsfonds, die hauptsâchlich 
weiche, zinslose Kredite ausleihen. Die zinsfreien Kredite der Entwicklungs-
fonds haben eine lange Laufzeit. Beim Asiatischen Entwicklungsfonds bei-
spielsweise betrâgt die Laufzeit der Kredite 40 Jahre mit 10 Karenzjahren; es 
wird nur eine Bearbeitungsgebûhr von 1%erhoben. 
Die Kreditvergabe ist in der Regel nicht an die Erfüllung von makroôko-
nomischen Auflagen (Konditionalitat) gebunden. Sie erfolgt aufgrund projekt-
spezifischer Kriterien wie Angepasstheit der Technologie, der Umweltvertrag-
lichkeit usw. und hängt von der Durchführung verschiedener Massnahmen (ad-
ministrative, institutionelle, preispolitische u.a.) im Entwicklungsland, welches 
den Kredit beansprucht, ab. 
Zur Stârkung des privaten Sektors in der Dritten Welt, insbesondere zur Fôr-
derung kleinerer und mittlerer Betriebe, hat die IDB die Interamerikanische Inve-
stitionsgesellschaft (IIC) gegründet, welche ihre Tâtigkeit voraussichtlich 1986 
aufnimmt. Die Schweiz hat das Abkommen im Oktober 1985 ratifiziert. Die Asia-
tische Entwicklungsbank beabsichtigt ebenfalls eine stârkere Fôrderung und 
Unterstûtzung des privaten Sektors. 
Die Politik der Entwicklungsbanken und ihrer Fonds entspricht den Grund-
sâtzen der schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit. Die Schweiz be-
trachtet die Aktivitâten dieser Banken als unerlâssliche Ergänzung der bilate-
ralen Beziehungen. 
Die regionalen Entwicklungsbanken geniessen eine hohe Kreditwürdigkeit 
auf den Kapitalmärkten. Der schweizerische Kapitalmarkt ist für die IDB und die 
ADB eine wichtige Finanzquelle; bis Ende 1984 haben die IDB 2101 Mio Fran-
ken und die ADB 1563 Mio Franken aufgenommen. 1984 begab auch die BAD 
eine 100 Mio-Franken-Anleihe und 1986 folgte die zweite Frankenanleihe. 
Durch die Mitgliedschaft der Schweiz bei den Entwicklungsbanken kônnen 
sich schweizerische Unternehmen an den Ausschreibungen der von den Ban-
ken finanzierten Projekten beteiligen. Während der fünften Kapitalaufstockung 
der IDB (1979-1982) floss beispielsweise der siebenfache Betrag dessen, was 
der Bund in der gleichen Periode an die IDB überwies, in Form von Aufträgen in 
die Schweiz zurfück. 
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1986 beteiligte sich die Schweiz mit rund 49 Mio Franken an einer Kapital-
erhöhung der Asiatischen Entwlcklungsbank. Davon werden 6 Mio Fran-
ken einbezahlt, der Rest bildet abrufbares Garantiekapital. Die Mittel werden 
dem Zusatzkredit zum Rahmenkredit von 300 Mio Franken für die Beteiligung 
der Schweiz am Kapital der Entwicklungsbanken belastet. 
An der Jahrestagung der Interamerikanischen Entwlcklungsbank 
(März 1986) sprach sich die Schweiz für die Wiederaufnahme der Kreditgewâh-
rung an Nicaragua aus. Die Schweiz setzt sich ein fur die Kreditvergabe nach 
wirtschaftlichen, technischen und anderen objektiven Kriterien, wie dies die 
Statuten festhalten, und sie wùrde eine Ausdehnung der IDB-Kreditgewâhrung 
auf alle zentralamerikanischen Staaten begrùssen. Nicaragua hatte als einziges 
Land dieser Region in den vergangenen zwei Jahren auf Druck der USA keine 
neuen Darlehen der IDB erhalten. 
Die Afrikanische Entwlcklungsbank gelangte im Juli 1986 zum zwei-
tenmal nach 1984 an den Schweizer Kapitalmarkt und begab eine Anleihe von 
100 Mio Franken. 
6. HUMANITÄRE HILFE 
Die Aufwendungen der DEH für die humanitâre Hilfe (einschliesslich der Nah-
rungsmittelhilfe) betrugen 1985 149,4 Mio Fr.; dies entspricht 22,4% der 
gesamten ôffentlichen Entwicklungszusammenarbeit der Schweiz, gegenùber 
TABELLE Nr. 16 
Gesamtaufwendungen fur humanitâre Hilfe 
1984 1985 
Mio Fr. % Mio Fr. % 
Schweizerisches Katastrophen-
hilfekorps 8,51 6 14,38 9,6 
Beiträge an internationale 
Organisationen und na-
tionale Hilfswerke 69,35 48,6 63.15 42,3 
Nahrungsmittelhilfe 64.84 45,4 71,86 48.1 
142,70 100 149,39 100 
Quelle: DEH, Jahresbericht 1985. 
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23,5% im Jahre 1984. In diesem Zusammenhang ist der Bundesrat der Ansicht, 
dass rund ein Viertel der gesamten ôffentlichen Entwicklungshilfe in den nâch-
sten Jahren fur die humanitâre Hilfe eingesetzt werden sollten. Der Rahmen-
kredit von 440 Mio Fr., der die Weiterführung der internationalen humanitâren 
Hilfe der Schweiz gewâhrleistet, ist am 1. Juli 1985 in Kraft getreten (siehe 
Jahrbuch 1985). 
Der Anteil der Not- und Flùchtlingshilfe am Gesamtvolumen der humanitâren 
Hilfe hat sich 1985 weiter erhôht und erreichte 89%, gegenùber 87% im 
Vorjahr. 
Internationale Nahrungsmittelhilfe 
1985 beliefen sich die Beitrâge der Schweiz in Form von schweizerischen Milch-
produkten, Getreide und anderen (vor allem schweizerischen) Nahrungsmitteln 
auf den Gegenwert von 66.270 Tonnen Weizen, was einem Betrag von 72 Mio 
Fr. entspricht. Somit erreichte die Nahrungsmittelhilfe einen neuen Jahres-
rekord, was auf die kritische Lage zahlreicher afrikanischer Lânder und auf die 
Not der Flùchtlinge in der ganzen Welt zurückzuführen ist. Der Anteil Afrikas als 
Nahrungsmittelhilfe-Empfânger betrug mit 38,45 Mio Fr. 53% der gesamten 
Nahrungsmittelhilfe. 
Mit einem Volumen von insgesamt 27.962 Tonnen erhôhte sich die Getreide-
hilfe 1985 im Vergleich zum Vorjahr um 9,6%. Sie macht wertmässig 26% der 
gesamten Nahrungsmittelhilfe aus. Ein Grossteil der Hilfe (Reis, schweize-
risches Brotmehl, Sorgho usw.) ist für Notfälle und zur Versorgung von Flùcht-
lingen bestimmt. Die Hauptempfänger waren Opfer der Trockenheit und Flùcht-
linge in Afrika und Asien. 7 1 % des Getreides (1984: 66%) wurden in Ent-
wicklungslândern, vor allem in Asien, beschafft. Die Getreidehilfe der Schweiz 
erfolgt im Rahmen des Internationalen Nahrungsmittelhilfeabkommens auf der 
Grundlage des Internationalen Getreideabkommens, dem sie als Mitglied ange-
hört. Die Mindestverpflichtung der Schweiz beiâuft sich auf den Gegenwert von 
27.000 Tonnen Weizen im Jahr. 
Was die Hilfe an Schweizer Milchprodukten (hauptsâchlich Milchpulver) be-
trifft, so ist sie 1985 gegenùber 1984 um 13% gestiegen und belief sich auf 
ùber 4.500 Tonnen. Sie machte rund 37 Mio Fr. aus und entsprach ùber 50% 
der gesamten Nahrungsmittelhilfe. Es sei daran erinnert, dass die mit der 
Schweizer Landwirtschaft in diesem Zusammenhang zu subventionierten Prei-
sen getâtigten Kâufe dazu beiträgen, die Milchrechnung des Bundes um meh-
rere Millionen Franken im Jahr zu entlasten. 
Eine weiter Form der Nahrungsmittelhilfe geringeren Ausmasses betrifft ver-
schiedene Nahrungsmittel (wie Dôrrpflaumen, Tierfett, Kekse usw.). Sie machte 
19851.307 Tonnen aus. 
Die Finanzbeitrâge des Bundes im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe betru-
gen 1985 16,3 Mio Fr. und entsprachen 22,6% des Gesamtbetrages. Ùber die 
Hâlfte dieser Beitrâge waren für das Welternâhrungsprogramm (WEP) bestimmt. 
Der Anteil der Schweiz an der weltweiten Nahrungsmittelhilfe belief sich wie im 
letzten Jahr auf 0,5%. 
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Direkte humanitâre Hilfe 
1985 stieg der Anteil des Schweizerischen Katastrophenhilfekorps (SKH) an 
den Gesamtaufwendungen fur humanitäre Hilfe auf 9,6%, gegenùber 6% im 
Vorjahr (siehe obige Tabelle). Die Anzahl der von den Mitgliedern des SKH 
erbrachten Arbeitstage erreichte die Rekordhôhe von 14.750 Tagen (1984: 
10.998, 1983: 7.620). Die Ursache für diese Zunahme liegt in den zahlreichen 
Katastrophen, die 1985 weltweit auftraten (Hungersnot in Schwarzafrika, Erd-
beben in Mexiko und Chile, Vulkanausbruch in Kolumbien, usw.). 150 Mitarbei-
ter des SKH waren in 22 Entwicklungslândern, sowie in Italien im Einsatz. Im Fall 
des Erdbebens in Mexiko musste die gesamte "Rettungskette Schweiz" mobi-
lisiert werden, die für die Soforthilfe nach dem Eintreten einer Naturkatastrophe 
geschaffen wurde. Die technische Einsatzbereitschaft dieser Kette wird derzeit 
noch verstârkt. 
Die Mittel des Katastrophenhilfekorps wurden 1985 bis an die Grenzen des 
Môglichen beansprucht. Folglich besteht eines der Ziele darin, die Zahl der 
einsatzbereiten qualifizierten Mitglieder des SKH zu erhôhen. Eine Einstel-
lungskampagne wurde bereits im Herbst 1985 vorgenommen, wodurch der Be-
stand der Freiwilligen auf 820 gesteigert werden könnte. 
Eine der Aktivitâten des SKH, die erst seit relativ kurzer Zeit besteht, betrifft 
die Unterstützung bei der Verhütung von Naturkatastrophen (Erdbeben- und 
Vulkanüberwachung, Schutz gegen Überschwemmungen, usw.). Diese Tâtig-
keit, die 5 bis 10% des gesamten Arbeitsumfangs des SKH ausmacht, wird ab 
1987 noch weiter entwickelt werden. 
Schliesslich ist zu erwâhnen, dass die Beitrâge der Schweiz an die interna-
tionalen Organisationen und an die schweizerischen Hilfswerke sich 1985 auf 
63,15 Mio Fr. beliefen, was 42,3% der gesamten humanitâren Hilfe der Schweiz 
entspricht. Ein bedeutender Teil dieser Mittel war für die Flùchtlinge in der Welt 
bestimmt, davon 23,4 Mio Fr. für das UN-Hochkommissariat für das Flùchtlings-
wesen (UN-HCR). Die schweizerischen Hilfswerke erhielten ihrerseits 4 Mio Fr. 
für Hilfsaktionen. 
7. AUFWENDUNGEN VON KANTONEN UND GEMEINDEN 
Die ôffentliche Entwicklungshilfe der Kantone und Gemeinden (technische Zu-
sammenarbeit und humanitâre Hilfe) erreichte 1985 14,3 Mio Fr., was einer 
Steigerung von 54% gegenùber 1984 (9,3 Mio Fr.) entspricht. Der Anteil dieser 
Hilfe an der gesamten ôffentlichen Entwicklungszusammenarbeit der Schweiz 
lag somit ùber 2% (1984:1,5%). 
Von 22 Kantonen wurden 7,7 Mio Fr. aufgebracht, (11) davon 60% von den 
drei Kantonen Genf, Basel-Land und Zürich. Von den 142 Gemeinden, mit den 
Stâdten Genf und Zürich an der Spitze, wurden zusammen 6,6 Mio Fr., d.h. 
46% der Gesamtsumme, aufgebracht. Der Anteil der technischen Zusammen-
arbeit und der humanitâren Hilfe an der gesamten ôffentlichen Entwicklungs-
zusammenarbeit der Kantone und Gemeinden belief sich auf 56,6% bzw. 
43,4%. 
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8. PRIVATE ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT 
Die technische Zusammenarbeit und die humanitâre Hilfe werden von den ver-
schiedenen Hiifswerken, Missionswerken und anderen Privatorganisationen in 
der Schweiz als eigenständige Leistung erbracht. Ihre Tâtigkeit kann durch 
ôffentliche Mittel unterstützt werden; ferner kônnen gewisse Projekte der Eid-
genossenschaft privaten Organisationen auf Regiebasis übertragen werden 
(siehe "Zusammenarbeit mit den schweizerischen Hiifswerken", Kapitel IV, 
Punkt3). 
1985 haben die privaten Entwicklungshilfeorganisationen religiôsen wie 
nicht-religiôsen Charakters 146,1 Mio Fr. an Eigenmitteln für die Entwicklungs-
zusammenarbeit und die humanitâre Hilfe bereitgestellt, was einer Steigerung 
von 16% im Vergleich zu 1984 entspricht. Dieser Betrag setzt sich aus Spen-
dengeldern zusammen, einschliesslich 13,6 Mio Fr., die von den Kantonen und 
Gemeinden erbracht wurden. Diese Mittel werden durch die Beitrâge des Bun-
des in Hôhe von 94,8 Mio Fr. ergânzt, die sich gegenùber dem Vorjahr um 11 % 
verringert haben. Die gesamten Auszahlungen der Privatorganisationen belie-
fen sich 1985 auf 272,12 Mio Fr. (1984: 217 Mio Fr.). (12) Hiervon wurden 
75,9% für technische Zusammenarbeit und 2 4 , 1 % für humanitäre Hilfe ein-
gesetzt. Unter den verschiedenen Organisationen konnten die Hilfswerke 
Terre des Hommes, Caritas und HEKS am meisten Mittel aufbringen. Bei den 
Missionswerken liegen die Basler Mission und die Immenseer Missionare mit 
ihren Beitrâgen an der Spitze. Wie in den vorhergehenden Jahren erhielten 
Intercooperation und Helvetas die hôchsten Beitrâge des Bundes (siehe auch 
StatistischerTeil, Tabelle 3.4.). 
Die Aktivitâten der privaten Hilfswerke sind jedoch nicht auf die technische 
Zusammenarbeit und die humanitâre Hilfe beschrânkt. Einige Organisationen 
sehen ihre Aufgabe auch in der Information der schweizerischen Öffentlichkeit 
ùber Entwicklungsfragen im allgemeinen und ùber die Beziehungen der 
Schweiz zur Dritten Welt im besonderen. Aufgrund ihrer Stellungnahmen und 
wegen der Durchfùhrung gewisser Aktionen in der Schweiz spielen ihre Vertre-
ter auch in der politischen DEbatte zu diesen Themen eine aktive Rolle. Nach-
stehend sind einige der von den Privatorganisationen in der Berichtsperiode 
verwirklichten Aktionen aufgefùhrt. 
Im Januar 1986 liessen sieben Hilfswerke einen Aufruf "Für gerechten Han-
del mit der Dritten Welt" ergehen. Es handelt sich dabei um folgende Organi-
sationen: Fastenopfer, Caritas, Arbeiterhilfswerk, HEKS, Helvetas, Brot für 
Brùder und Swissaid. Dieser Appell richtete sich an die Wirtschaft, die Bundes-
behôrden, den Bundesrat und das Parlament. Insbesondere wird der Bundes-
rat aufgefordert, das Streben nach einer konstruktiveren und gerechteren Poli-
tik im Bereich der internationalen Rohstoffabkommen zu intensivieren. Ferner 
wird im Appell die Fôrderung der Einführen von Artikeln aus den Entwick-
lungslândern gefordert, die unter annehmbare ôkologischen und sozialen 
Bedingungen hergestellt werden. (Siehe den Artikel von R. Gerster zu diesem 
Thema im Teil "Analysen und Stellungnahmen".) Der von 109.700 Personen 
unterzeichnete Aufruf wurde der Bundesregierung im Oktober 1986 ùber-
geben. 
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Im Mârz wurde von der Import- und Informationsstelle fur Waren aus Ent-
wicklungsgebieten eine Aktion "Bananen aus Nicaragua" organisiert, die unter 
anderem von Magasins du Monde und einem Dutzend Hiifswerken (darunter 
die obengenannten Organisationen) unterstützt wurde. (Siehe zu dieser Frage 
den Artikel von U. Tecklenburg.) 
Ferner sei erwahnt, dass die Arbeitsgemeinschaft Fastenopfer/Helvetas/Brot 
fur Brüder/Swissaid insbesondere zur Revision des Asylrechts, zur Teilrevision 
des Atomenergiegesetzes (Fragen betreffend den Export von Kernmaterial in 
die Entwicklungslânder) sowie zum Vertrag über die Zusammenarbeit zwischen 
der Schweiz und Àgypten im Kernenergiebereich Stellung genommen hat. 
Im Mârz 1986 fanden in Genf zum zweiten Mal die Tage zur "Medienbe-
gegnung Nord-Sud" statt. Dièse gemeinsam vom Institut universitaire d'études 
du développement (IUED), dem Service de liaison non-gouvernemental des 
Nations Unies, dem Schweizerischen Journalistenverband und dem Informa-
tionsdienst Dritte Welt durchgeführte Veranstaltung bestand aus einem Wett-
bewerb von Fernsehsendungen aus der ganzen Welt, die sich mit dem Thema 
"Entwicklungspolitik" befassten, und einem Kolloquium zum Thema "Interna-
tionale Rundfunkanstalten und Nord-Süd-Fragen". 
Anmerkungen 
1) Gemäss der Liste der Vereinten Nationen vom Dezember 1982 umfasst die Gruppe 
der am wenigsten entwickelten Lânder 36 Länder. 
2) Brigitte Erler, Tôdliche Hilfe. Bericht von meiner letzten Dienstreise in Sachen Ent-
wicklungshilfe. Dreisam Verlag, Freiburg, 1985. 
3) Der Bericht Basler ùber "Sinn und Erfolg von Projekten der schweizerischen Ent-
wicklungshilfe in Nepal" wurde von der Geschâftsfùhrungskommission des National-
rates in Auftrag gegeben. Allgemein vertrat der Verfasser des Berichts den Stand-
punkt, dass die Entwicklungshilfe nicht auf einer ausreichend gefestigen Grundlage 
beruhte. Er umriss vier Themen, die seiner Ansicht nach grùndlichere Kenntnisse 
erfordern wurden. Neben den beiden erwâhnten Themen handelt es sich um die Ent-
wicklung des Bevôlkerungswachstums in der Dritten Welt, einschliesslich der 
Geburtenkontrolle und Gesundheitsdienste, sowie Umweltprobleme. (Siehe Jahr-
buch 1985, S. 89-91.) 
4) Botschaft betreffend die Weiterfùhrung der Finanzierung wirtschafts- und handels-
politischer Massnahmen im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit, 19. Februar 
1986, S. 33. 
5) Op. cit. S. 24. 
6) Op. cit. S. 26. 
7) Betreffend die Definition dieser Länder siehe Statistischer Teil. 
8) Rapport du Conseil fédéral sur sa gestion en 1985, S.33. 
9) Diese Zahlen ergeben eine Steigerung von 38% der Auszahlungen für technische 
Zusammenarbeit und multilaterale Finanzhilfe zwischen 1984 und 1985. Dieser 
starke Zuwachs erklärt sich aus der Tatsache, dass der Beitrag an den UNICEF 
1985 zum ersten Mal unter dieser Rubrik erscheint. Zuvor wurde dieser Beitrag von 
der Abteilung für humanitâre Hilfe ausgezahlt. 
10) Diese Angaben wurden dem in der NZZ vom 24.12.1985 veröffentlichten Bericht von 
H. Bruggmann, BAWI: "Die regionalen Entwicklungsbanken und der Standpunkt der 
Schweiz" entnommen. 
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11) Ohne den Jura (Beiträge nicht angegeben). 
12) Die von den schweizerischen Privatorganisationen erklärten Bundesbeitrâge ent-
sprechen nicht in allen Fällen den Angaben des Bundes. Die Hauptgründe hierfür 
sind fehlende oder ungenùgende Beantwortung des Fragebogens, sowie die zeit-
liche Verschiebung zwischen dem Augenblick, wo der Bund die Auszahlung an das 
Hilfswerk leistet und dem Zeitpunkt, zu dem letzteres den Betrag an das entspre-
chende Empfängerland auszahlt. 
1985 lagen die Bundesbeitrâge um 30,3 Mio Fr. über dem von den Privatorganisa-
tionen angegebenen Gesamtbetrag. Quelle: Swissaid, Schweizerische Hilfe an die 
Entwicklungslânder im Jahre 1985. 
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